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Das st. gallische Volksschulgesetz wird noch «Strassburg» beschaftigen

Streit um das «Christliche»

St. Gallen. «Sie (die Volksschule) wird nach christlichen Grundsdtzen ge-
fihrt», heisst es im Zweckartikel des st. gallischen Volksschulgesetzes vom
13. Januar 1983. Einige St. Galler Stimmbirger sahen darin eine nach der
Bundesverfassung verbotene Parteinahme des Staates und seiner Erzie-
hungsbehorden zugunsten einer bestimmten Glaubensrichtung und damit zu-
gleich eine entsprechende Diskriminierung andersdenkender Birger. Ihre
Beschwerde loste eine langwierige Auseinandersetzung aus, mit der sich nun
— wie von Prozessbeteiligten zu vernehmen war — auch noch die Europdische
Kommission fir Menschenrechte in Strassburg beschdftigen soll.

Zur ihrer Rechtfertigung erklarte die
St. Galler Regierung, der Begriff
«christlich» habe keine religitse Be-
deutung. Dies wird von den Be-
schwerdefihrern bestritten, mit dem
Hinweis auf regierungsratliche Pro-
klamationen friheren Datums und
unter Berufung auf zahlreiche Zitate
aus profanen und theologisch-kirch-
lichen Nachschlagewerken. Zudem
verweisen die Beschwerdefihrer mit
Nachdruck auf die praxisbestim-
mende Kraft gedruckter Gesetzes-
texte.

(Der Glanz der Tiara...)

Sie taten auch gut daran, alle Spen-
denaufrufe der romischen Hierar-
chie zu ignorieren. Die eingelaufe-
nen Gelder dienen namlich nurdazu,
einen Teil der Riesensumme zurick-
zuzahlen, die als Frucht kriminalisti-
scher Tatigkeiten verschiedener vati-
kanischer Kirchenvater diesen selbst

zugeflossen sind. )
Rudolf Schmidt

! Der Vertrag enthalt im 21. Artikel auch den
Satz: «Samtliche Kardinale geniessen in lta-
lien die den Prinzen von Geblit zustehenden
Ehren.»

% Das durch Papst Wojtila 1983 in Kraft ge-
setzte kanonische Recht enthalt sogar die Be-
stimmung, dass die Zugehdrigkeit zu einer
Freimaurerloge nicht mehr mit sofortiger Ex-
kommunizierung geahndet wird. 1981 wollte
die P2 sogar einen Staatsstreich in ltalien
durchfihren. Drei Minister, drei Staatssekre-
tare und vierzig Parlamentarier aller Parteien
standen auf einer Liste mit 953 Namen, die in
Gellis Villa in der Toscana gefunden wurde.
Die osterreichische katholische Monatszeit-
schrift «Die Umwelt» veroffentlichte im Sep-
tember 1986 eine Mitgliederliste der P 2 mit
Uber 2000 Namen aus Wirtschaft, Politik, Kul-
tur und Medien ltaliens, darunter sind 112 Kir-
chenvater. (1)

Zu dieser Praxis gehore beispiels-
weise das Uber die Volksschule des
Kantons St. Gallen verhangte Obli-
gatorium des Bibel- und des (katholi-
schen bzw. reformierten) Religions-
unterrichts. Dieses Obligatorium
stehe — rechtlich besehen — auf
schwachen Fissen.

Nach Art. 49 Abs. 2 der Bundesver-
fassung darf niemand zur Teilnahme
an einem religidsen Unterricht ge-
zwungen werden. Im gleichen Sinne
durfe auf die Birger als erziehungs-
berechtigte Personen kein staatli-
cher Zwang ausgeubt werden, die
ihnen zugehoérigen beziehungsweise
anvertrauten Kinder einer religiosen
Unterweisung zuzufGhren (wozu
auch die Beschéftigung mit der Bibel
gehore). Zwar vertreten vornehmlich
kirchliche Kreise die Meinung, zur
Respektierung von Art. 49 Abs. 2 der
Bundesverfassung genige es, dass
die erziehungsberechtigten Perso-
nen die von ihnen betreuten Kinder
vom religiésen Unterricht dispensie-
ren lassen kénnen. Diese Auffassung
erweise sich jedoch bei genauerem
Zusehen als rechtsirrtomlich.

Der Begriff «Dispens» habe noch nie
etwas anderes bedeutet als Befrei-
ung von einer Verpflichtung. Eine
solche Verpflichtung habe aber bun-
desrechtlich nie bestanden. Auf kei-
nen Fall konne aus der erwdhnten
Verfassungsbestimmung die Ver-
pflichtung zu einem Tun (Einreichung
eines Dispensationsgesuches oder
schriftliche Abmeldung) abgeleitet
werden.

Die Beschwerdefihrer weisen dar-
auf hin, dass bei diesem seltenen

verfassungsrechtlichen  Verfahren
mit Beschwerden an das Bundesge-
richt, den Bundesrat und die Bundes-
versammlung der Grundsatz der
Gewaltentrennung  durchbrochen
wurde, was zu prozessrechtlichen
Unsicherheiten gefihrt habe. Die
von ihnen aufgeworfenen Rechtsfra-
gen seien nicht befriedigend geklart
worden. Zu beanstanden sei auch,
dass ihnen, den Beschwerdefuhrern,
die Einsicht in entscheiderhebliche
Akten der Vorinstanz verweigert
worden sei. Aus diesen Grinden sa-
hen sich die Beschwerdefihrer ver-
anlasst, mit einer Individualbe-
schwerde an die Europaische Kom-
mission fir Menschenrechte zu ge-
langen. Dem Verfahren in Strass-
burg durfte eine weit Uber das Ge-
biet des Kantons St. Gallen hinaus-
reichende Bedeutung zukommen.

Aus «Ostschweizer AZ»
vom 26. 3. 1987

Korrigenda ____ |

Vielleicht hatihm der Artikel Gber die
Hexenverfolgung nicht gefallen: Je-
denfalls hat der «Dreckfuhlerteufel»
(er heisst halt so) im letzten Heft
machtig zugeschlagen. Wir bitten
unsere Leserinnen und Leser um Ent-
schuldigung. Hier die zu korrigieren-
den Stellen:

Hexenverfolgung:

S. 26, 3. Spalte, 7. Zeile von oben’
...meist auch Hebammen

20. Zeile von unten ...Volkskultur

1. Zeile von unten ... Tiefschlaf

S. 27, 1. Spalte, 11. Zeile von unten

...2.Mose 22,17

Osterglaube:

S. 28, 3. Spalte, 11. Zeile von oben
...Mysteriendramas (= Spieles)
macht,

S. 29, 1. Spalte, 25. Zeile von unten
...Prozessakten

37



	Das st. gallische Volksschulgesetz wird noch "Strassburg" beschäftigen : Streit um das "Christliche"

